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Trier, den 28. April 2025  

Mein Zeichen: IDW 
 
 
Entwurf eines IDW Standards: Ausgestaltung der Krisenfrüherkennung und 

des Krisenmanagements nach § 1 StaRUG (IDW ES 16) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

gerne nutze ich die Möglichkeit zum Entwurf eines IDW Standards: Ausgestaltung 

der Krisenfrüherkennung und des Krisenmanagements nach Paragraph 1 StaruG 

(IDW ES 16), mit Stand vom 3. Februar 2025, Stellung zu nehmen. 

 

Der Entwurf schließt eine Lücke zwischen den bestehenden IDW Praxishinweisen, 

Prüfungsstandards und Standards. Er gibt sowohl Berufsträgern als auch Ge-

schäftsleitern wertvolle Handlungshinweise. 

 

Dies vorausgeschickt wird folgendes angemerkt: 

 

Rn. 2: Das IDW geht in dem Entwurf davon aus, dass § 1 StaRUG die betroffenen 

Unternehmensträger als juristische Personen und Gesellschaften ohne Rechtsper-

sönlichkeit im Sinne von § 15a Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 InsO definiert. Gemäß § 1 

Abs. 2 StaRUG werden nunmehr (statt „Gesellschaften ohne Rechtspersönlichkeit“) 

„rechtsfähige Personengesellschaften“ im Sinne von § 15a Abs. 1 Satz 3 und Abs. 

2 InsO behandelt. Hintergrund ist, dass durch Art. 35 Personengesellschaftsrechts-

modernisierungsgesetz (MoPeG) vom 10. August 2021 (BGBl I 2021, S. 3436) die 



Begrifflichkeit "Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit" durch die Begrifflichkeit "rechtsfähige Per-

sonengesellschaft" ersetzt worden ist.  

 

Es ist aus Sicht des Unterzeichners zweckmäßig, Rn. 2 anzupassen. 

 

Rn. 60: Wenn bei drohender Zahlungsunfähigkeit im Sinne von § 18 InsO lediglich ein Insolvenzan-

tragsrecht, aber keine Insolvenzantragspflicht besteht, sollte der Geschäftsleiter zur Vermeidung 

der eigenen Haftung gegenüber den Gesellschaftern vor Einleitung eines Verfahrens nach StaRUG 

bzw. vor Insolvenzantragstellung die Entscheidung der Gesellschafter einholen. 

 

Für Rückfragen steht der Unterzeichner selbstverständlich jederzeit gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Prof. Dr. Schmittmann 

Rechtsanwalt 


